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Vernehmlassung 
Konkordat über Massnahmen gegen Gewalt anlässlich von Sportveranstaltungen 

 
Sehr geehrte Frau Präsidentin 
 
Besten Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme betreffend der Teilrevision des Konkor-
dats über Massnahmen gegen Gewalt anlässlich von Sportveranstaltungen. Der Regie-
rungsrat des Kantons Basel-Stadt begrüsst grundsätzlich die Teilrevision gemäss vorliegen-
dem Entwurf, welche die Schwachstellen des derzeitigen Konkordates eliminiert. Bisherige 
Vereinbarungen erhalten so eine rechtliche Grundlage und werden so zu Verbindlichkeiten, 
die es ermöglichen, die Gewaltspirale im Umfeld von Sportveranstaltungen zu durchbrechen. 
Die Teilrevision des Konkordats deckt die wesentlichen Massnahmen ab, welche in der Poli-
cy gegen Gewalt im Sport formuliert wurden. Die neue Bewilligungspflicht soll nach Meinung 
des Regierungsrates Basel-Stadt jedoch nicht dazu führen, dass sach- und artfremde Aufla-
gen gemacht werden. 
 
Gemäss § 85 der Verfassung des Kantons Basel-Stadt kann der Grosse Rat (Legislative) 
den Regierungsrat bei der Vorbereitung wichtiger Staatsverträge begleiten. Seine zuständi-
ge Kommission macht in Anwendung dieser Bestimmung auf Folgendes aufmerksam: 
 
Zu Art. 2 Definition des gewalttätigen Verhaltens:  
  

Art. 2 Abs. 1  
1. Die Formulierung "im Vorfeld oder im Nachgang einer Sportveranstaltung" sollte näher 
definiert werden, vgl. dazu beispielsweise den Hinweis im erläuternden Bericht auf Seite 
15 "sofern die Tat einen Zusammenhang mit der Anhängerschaft der betreffenden Per-
son aufweist". 
2. Anstiftung zu einer Tätlichkeit ist nicht möglich. 
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Art. 2 Abs. 1 lit. a  
1. Eine Tätlichkeit gemäss Art. 126 Abs. 1 StGB ist eine Übertretung, welche nur auf An-
trag hin verfolgt wird. Die Verhältnismässigkeit zwischen der (nicht vorliegenden) Schwe-
re der Tat und den möglichen Massnahmen, die das Konkordat vorsieht, ist nicht gege-
ben. 
2. Art. 126 Abs. 1 StGB wird nur auf Antrag hin verfolgt. Es stellt sich die Frage, wie die 
praktische Umsetzung erfolgen soll. 
3. Art. 126 Abs. 2 lit. a bis c StGB betreffen den Bereich der häuslichen Gewalt, welcher 
nicht in den Katalog der strafbaren Handlungen im Sinne des Konkordats gehört. 

  
Zu Art. 4 Abs. 3 Rayonverbot: 
Erforderlich erscheint eine zusätzliche Klarstellung der Vorgehensweise bei sich widerspre-
chenden Verfügungen durch die zuständigen Behörden betreffend Rayonverbote. 
 
Schliesslich teilen die zuständige Kommission des Grossen Rates und der Polizeikomman-
dant des Kantons Basel-Stadt die Auffassung, dass die in Art. 3b vorgesehene mögliche 
verdachtsunabhängige Durchsuchung von Personen auf verbotene Gegenstände hin (zu) 
weit reicht. Gemäss Polizeigesetz des Kantons Basel-Stadt ist dazu ein Verdacht erforder-
lich. Nach Auskunft des Polizeikommandanten genügt diese restriktivere Vorschrift in der 
Praxis, weshalb der Kanton Basel-Stadt von der Kann-Bestimmung gemäss Art. 3b voraus-
sichtlich keinen Gebrauch wird machen müssen.  
 
Der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt nimmt diese Bedenken – insbesondere betref-
fend die verdachtsunabhängigen Personendurchsuchungen – ernst und bittet die KKJPD 
deshalb, die aufgeworfenen Fragen auf nationaler Ebene nochmals zu vertiefen. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 

       
Dr. Carlo Conti Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Regierungsvizepräsident Staatsschreiberin 
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